
Stellungnahme der HTU Graz
zum Gesetzesentwurf

Auch die Hochschülerschaft an der Technischen Universität Graz hat in der Sitzung der Universtiätsvertretung
vom18.4.2002 eine Stellungnahme zum Gesetzesentwurfzum UDiversitätsgesetz 2002 beschlossen und sowohl an
das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur, als auch an die Abgeordneten des Nationalrates
gesandt. Weitere Verhandlungen werden in nächster Zeit folgen - ob sie Früchte tragen werden - ob also die
Einwände der StudierendenvertreterInnen in den im Nationalrat zu beschliessenden Entwurf einfliessen oder
die Beschlussfassungverschoben wird, um einen neuen, besseren Entwurfzu schreiben - bleibt abzuwarten...

Stellungnahme der Hochschüler­
schaft an der Technischen
Universität Graz zum Entwurfdes
Bundesgesetzes über die Organi­
sation der Universitäten und ihre
Studien (Universitätsgesetz 20(2)

Einstimmig beschlossen in der 1.
ordentlichen Sitzung der Universi­
tätsvertretung der Hochschüler­
schaft an derTU-Graz im Sommer­
semester am 18.4.2002.

Wir, die Vertreter und Vertreter­
innen der Studierenden an der
Technischen Universität Graz,
geben in Sorge um die Zukunft un­
serer Universität und um Qualität
und Ruf unserer Studien zu einzelnen
ausgewählten Punkten des Gesetzes­
vorschlages entsprechend unseren
Aufgaben nach HSG §14(8)
folgende Stellungnahme ab:

Insgesamt lehnen wir den
vorgelegten Entwurf ab und
verlangen dessen Rücknahme.

Wir stehen einer Reform der
Universitäten grundsätzlich positiv
gegenüber und haben uns daher
auch intensiv bei der Erstellung der
konstruktiven Stellungnahme des
Senates der TU Graz zum Gestal­
tungsvorschlag beteiligt. Allerdings
wurden keine der dort gemachten
Vorschläge beim Gesetzesentwurf
berücksichtigt und das Ministerium
hat prinzipiell keine offene Diskus­
sion zugelassen. Besonders besorg­
niserregend finden wir die Tatsache,
dass sich das Ministerium für
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Bildung, Wissenschaft und Kultur
mit einer offenen transparenten
Entscheidungsfindung rühmt, das
reale Vorgehen des Ministeriums
allerdings keinerlei Rücksicht aufdie
Beteiligten und deren Vorschläge
nimmt.

Ein Gesetz über die Organisation
autonomer Universitäten sollte
zumindest folgende Mindest­
kriterien erffillen:
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Die strategische und inhaltliche
Führung einer autonomen Univer­
sität muss aus ihr selbst, also dem
Senat als ihrem obersten Kollegial­
organ, hervorgehen. Der Rektor
muss vom Senat gewählt werden
und diesem verantwortlich sein.

Der per Definition universitäts­
fremd und politisch besetzte
Universitätsrat muss auf echte
Aufsichtsfunktionen (§19(1)Z11­
Z23) beschränkt werden.

Die im Gesetzesvorschlag fest­
gelegten Einschränkungen der
Gestaltungsmöglichkeiten in der
Satzung widersprechen dem Subsi­
diaritätsprinzip. Gerade an einer
autonomen niversität, die ja für
ihre Angelegenheiten selbst zu­
ständig und verantwortlich sein
soll, muss es dem Senat möglich
sein, Entscheidungen an ein fach­
lich besser geeignetes untergeord­
netes Gremium zu delegieren.

Die Mehrheit einer einzigen Kurie

im Senat ist für uns untragbar, und
widerspricht jedem demokratischen
Prinzip.

Alle Angehörigen des Senates müssen
in sämtlichen Angelegenheiten
gleiche Rechte (Antragsreeht) haben.
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Für Gremien, die Studienan­
gelegenheiten (z.B. Erlass und
Änderung von Curricula) übertragen
bekommen, ist gesetzlich Vor­
sorge zu treffen. Sie sollen zu
gleichen Teilen aus Lehrenden und
Lernenden zusammengesetzt sein.

Die Studienkornrnissionen in ihrer
jetzigen Form finden bei allen
universitären Gruppen Anklang. Sie
sind äußerst effiziente demokratische
Einrichtungen, die allen Betroffenen
gleichberechtigte Gestaltungs- und
Entscheidungsmöglichkeiten
bieten. Die Fachkompetenz der
Lehrenden wird um die fach­
übergreifende Sichtweise der
Studierenden erweitert.

1m Senat würden Professoren, die
weder das jeweilige Studium, noch
das Fachgebiet kennen, über Studien­
pläne beschließen. (§17(4), sowie
§24(1)Z8)
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Der vollständige Wegfall der
studentischen fitbestimmung bei
Habilitationen und Berufungen ist
inakzeptabel. Der Wegfall des

"Wir stehm einer Refoml
der Universitätm gnmd­
sätzlUh positiv gegmiiber
lind hoben IIIIS daher alleh
intensiv bei der Erstellllng
derkonstmktiven Stellllng­
nah11le des Senates der 7U
Graz Zll11l Gestaltllngs­
t'Orsehiag beteiligt. "



Stellungnahme der HTU Graz
Wir machen uns Gedanken

,,Die inIernotiortoJ tlablinte
Marke Diplomingenieur
muss in seiner bisherigen
Qualitäterholten bleiben. "

achweises der didaktischen und
pädagogischen Befähigung für den
Erwerb der Venia docendi
(Lehrbefugnis) ist inakzeptabel
(§98 (2)).

Der explizite Ausschluss jeglichen
Rechtsmittels gegen die bescheids­
mässige Entscheidung einer Einzel­
·person (Rektor) ist inakzeptabel
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Zum Schutz der Studierenden
müs en jedenfalls folgende Punkte
im Studienrecht veranken sein:

• Freie Wahlfacher im Ausmaß von
lOvH des Gesamtaufwandes des
Studiums
• Grunddefinition von Lehrveran­
staltungsanen, erweiterbar durch die
Satzung der jeweiligen Universität
• Rücksichtnahme auf Berufstätige
und Kindererziehende
• Mindestens 4 garantierte
Prüfungsantritte mit Option auf
Erhöhung durch die Satzung der
jeweiligen Universität

• Mindestens 4 Prüfungstermine
pro Semester mit Option auf
Erhöhung durch die Satzung der
jeweiligen Universität
• Kommissionelle Prüfung auf
Antrag des Studierenden
• Garantierte Einhaltung des ECfS
- Systems unter besonderer Berück­
sichtigung einer realitätsnahen
Bewertung des Arbeitsaufwandes.

Des Weiteren muss die Möglichkeit
zur Schaffung und Beibehaltung
von vierjährigen Studien gegeben
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Generell sind Studiengebühren
abzuschaffen.

Werden dennoch Studiengebühren
eingehoben, sind entsprechende
Gegenleistungen einklagbar zu
machen. Wird die Studiendauer
durch schlechte Studienbedingungen
oder unzureichendes Lehrangebot
verlängert, muss die Universität zu
Schadenersatz verpflichtet sein.
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Die international etablierte Marke
Diplomingenieur muss in seiner
bisherigen Qualität erhalten
bleiben. Das Bachelor/Master­
System kann nicht sinnvoll auf alle
Studienrichtungen angewendet
werden, deshalb sind auch weiterhin .
Diplomstudien zu ennöglichen.

Wir sind uns sicher, dass eine
Umsetzung des vorliegenden
Gesetzesentwurfes zu einer
massiven Verschlechterung der
universitären Landschaft in
Österreich, und insbesondere der
Studienbedingungen, fUhren wird.

AufDauer sehen wir dadurch den
Wirtschafts- und Wissenschafts­
standon Österreich gefährdet._u...I••__SIII .117
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